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"Was wir in Lehrbüchern, Kommentaren, Monographi-
en über den Nießbrauch finden, ist zu einem sehr be-
trächtlichen Teile gegenstandslos und überflüssig, wäh-
rend die für das Leben wirklich wichtigen Dinge 
durchweg zu kurz kommen. (...) 
Wie mir scheint, wird sich für die meisten Gebiete des 
Privatrechts der gleiche Nachweis führen lassen. (...) 
Nur die Erforschung der Rechtswirklichkeiten kann da-
zu verhelfen, den ungeheuren Ballast, den die dogmati-
sche Rechtslehre mit sich fuhrt,  endlich als solchen zu 
erkennen und seinem verdienten Schicksal zu überlie-
fern." 

Arthur  Nußbaum 
(Das Nießbrauchsrecht des BGB, 1919, Vorwort) 

"Wer nur ein Nationalökonom ist, kann kein guter Na-
tionalökonom sein. Viel mehr als bei den Naturwissen-
schaften trifft  es bei den Sozialwissenschaften zu, daß 
kaum ein konkretes Problem von einem der Spezialfä-
cher allein beantwortet werden kann." 

Friedrich  August  von Hayek 
(FAZNr. 40 v. 16.2.1963,5) 
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Einleitung 

Die vorliegende Arbeit nähert sich dem Verhältnis von Werbung und Um-
welt unter wettbewerbsrechtlichen Gesichtspunkten, der maßgebliche Prü-
fungsmaßstab ist insoweit derjenige der §§ 1 und 3 UWG. Um der Geschlos-
senheit der Untersuchung und der Übersichtlichkeit der Materie willen bleiben 
Vorschriften  des Lebensmittelrechts1 und des europäischen Wettbewerbs-
rechts2 ebenso unberücksichtigt wie weitergehende Überlegungen de lege fe-
renda3. 

Die Untersuchung stellt die Frage nach einem möglichen  Beitrag  des Weit-
bewerbsrechts  zur  Unterstützung  eines umweltfreundlichen  Wirtschaftsprozes-
ses. Die Diskussion dieser Frage wurde unter dem Stichwort einer "ökologi-
schen Ausrichtung des Konsumtions- und Produktionsprozesses" durch das 
Wettbewerbsrecht von Keßler4 eröffnet.  Mittlerweile wird die Debatte um 

1 Zum LMBG: Langguth,  Die Werbung mit "Natur", "Bio" und "Vollwert" bei Le-
bensmitteln unter Berücksichtigung der IrrefÜhrungsverbote  des § 17 LMBG, ZLR 
1989, 14 ff.;  Federhojf-Rink,  Umweltschutz und Wettbewerbsrecht, 1994, 197 ff  ; 
Füger,  Umweltbezogene Werbung, 1993, 90 ff. 

*Zum  Verhältnis  von EG-Recht  und LMBG: Schüler,  "Bio"-Lebensmittel - Der neue 
EWG-Verordnungsentwurf,  EuZW 1990, 279 ff;  Langguth,  Die EG "Bio"-
Verordnung, ZLR 1991, 573 ff;  Cordes,  Umweltwerbung, 1994, 116 ff;  Leib le,  Le-
bensmittelwerbung mit naturbezogenen Angaben, WRP 1997, 403 ff;  Ring,  Kurz-
kommentar zu BGH, Urt. v. 17.10.1996 -1 ZR 159/94, EWiR § 1 UWG 4/97, 423 f.; 
KG WRP 1994, 826, 832 f. - NATURKIND; BGH WRP 1997, 302 - Naturkind. - Zum 
Verhältnis  von EG-Recht  und UWG:  Wiebe,  EG-rechtliche Grenzen des deutschen 
Wettbewerbsrechts am Beispiel der Umweltwerbung, EuZW 1994, 41 ff;  Michlitz, 
Umweltwerbung im Binnenmarkt, WRP 1995, 1014 ff.  - Zur  Rechtslage  in den ver-
schiedenen  EU-Staaten:  Schotthöfer  (Hrsg.), Handbuch des Werberechts in den EU-
Staaten, 1997, passim; Cordes,  a.a.O., 163 ff. 

3 Zu Vorschlägen  de lege ferenda  vgl. den abgelehnten Gesetzentwurf der Fraktion 
DIE GRÜNEN v. 3.11.1987 zur Regelung der Anwendung der Begriffe  "bio", "biolo-
gisch", "öko" und "ökologisch" zur Kennzeichnung von Lebensmitteln im Handel, BT-
Drs. XI/1039, 1 ff;  Antwort der Bundesregierung vom 21.06.1988 auf die Kleine 
Anfrage von Abgeordneten des Deutschen Bundestages zum Thema "Konsum und 
Umwelt", BT-Drsr. XI/2527, 19; Gramm,  Prävention durch staatliche Information, ZRP 
1990, 183, 188 f.; Füger,  a.a.O., 107 f.; Lappe, Die wettbewerbsrechtliche Beurteilung 
der Umweltwerbung, 1995,156 ff 

4 Keßler,  Die umweltbezogene Aussage in der Produktwerbung - dogmatische und 
wettbewerbstheoretische Aspekte des Irreführungsverbots,  WRP 1988, 714 ff,  bes. 
721. - Ihm folgend: Falke,  Werbung mit Umweltschutz. Ist der "Umweltengel" abge-
stürzt?, VuR 1989, 94, 99 f. - Dagegen etwa Köhler,  Der gerupfte Umweltengel oder 
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einen möglichen umweltpolitischen Beitrag des Wettbewerbsrechts unter zwei 
Gesichtspunkten geführt:  Der eine Aspekt ist der einer "ökologischen Instru-
mentalisierbarkeit des Wettbewerbsrechts"5, der andere der einer uner-
wünschten "ökologischen Kontraproduktivität des Wettbewerbsrechts"6. Nicht 
der lauterkeitsrechtlichen Begründung eines Verbots umweltschädlicher Pro-
dukte und Dienstleistungen gilt damit das Interesse dieser Arbeit7, sondern 
den Möglichkeiten einer lauterkeitsrechtlichen Begründimg der Förderung 
umweltfreundlicher  Produkte und Dienstleistungen. 

Dabei kann eine solche Förderung allenfalls eine mittelbare sein, in Gestalt 
einer Förderung  von Werbung  für  umweltfreundliche  Produkte  und Dienstlei-
stungen durch  Induktion  einer  entsprechenden  Nachfrageänderung*.  Werbung 
dient ihrer Funktion nach der Präsentation eines Produktionsergebnisses, sie 
ist (auch) Abbild des vorgelagerten Produktionsprozesses. Über das Verbot 
bzw. die Zulassung von Werbung wird auf diesen Prozeß Einfluß genommen. 

Die wettbewerbsrechtlichen Grenzen der umweltbezogenen Produktwerbung, in: Breu-
er/Kloepfer/Marburger/Schröder  (Hrsg.), Jahrbuch des Umwelt- und Technikrechts 
1990, 343, 362. 

5 Vgl. etwa: Kloepfer,  Unlauterkeitsrecht und Umweltschutz, in: Storm/Schenkel 
(Hrsg.), Umwelt: Politik, Technik, Recht. Heinrich  von Lersner  zum 60. Geburtstag, 
1990, 181 ff.,  bes. 193 f.; Brandner,  Beiträge des Wettbewerbsrechts zum Schutz der 
Umwelt, in: Erdmann/Mees/Piper/Teplitzky  (Hrsg.), FS für  Otto-Friedrich  Freiherr 
von Gamm, 1990, 27 ff.;  Lindacher,  Anmerkung zu OLG Köln, Urt. v. 21.2.1992 - 6 U 
100/91, JZ 1993, 101; Wiebe,  Zur "ökologischen Relevanz" des Wettbewerbsrechts -
Lauterkeitsrechtliche Grenzen der Umweltwerbung, WRP 1993, 798 ff.;  Lappe, Zur 
ökologischen Instrumentalisierbarkeit des Wettbewerbsrechts, WRP 1995, 170 ff.; 
GroßkommJLindacher,  § 3 UWG Rd. 709; OLG Frankfurt  am Main NJW-RR 1994, 
676, 677 - Werbung mit Umweltfreundlichkeit. 

6 Siehe z.B.: Großkomm ./Lindacher,  § 3 UWG Rd. 707; Ebert-Weidenfeller,  Fahrt-
kostenerstattungen: Verkehrspolitik im Unternehmensinteresse versus Wettbewerbs-
recht?, GRUR 1992, 94, 100; Graf  Lambsdorff/Jäger,  Die individuelle Verantwort-
lichkeit in der umweltbezogenen Werbung, BB 1992, 2297, 2298; Lindacher,  a.a.O. 
(Fn. 5), 102; ders.,  Kurzkommentar zu OLG Frankfurt  am Main, Urt. v. 30.9.1993 - 6 
U 14/93, EWiR § 3 UWG 1/94, 189,190. 

7 Von verschiedenen Seiten ist der Versuch unternommen worden, das Wettbe-
werbsrecht dergestalt in die Aufgabe des Umweltschutzes einzubinden, daß man den 
Vorwurf  der Sittenwidrigkeit aufgrund vorangegangenen Rechtsbruchs  (§1 UWG) 
auch auf solche Wettbewerbshandlungen (Produktion, Distribution) erstreckt, die einen 
Verstoß gegen Umweltschutznormen zum Gegenstand haben. - Dazu: Brand-
ner/Michael,  Wettbewerbsrechtliche Verfolgung von Umweltrechtsverstößen, NJW 
1992, 278 ff.;  von Wallenberg,  Umweltschutz und Wettbewerb, 1980, 248 ff.;  Fried-
rich,  Umweltschutz und Wettbewerbsrecht, WRP 1988, 641 ff.;  Kloepfer,  a.a.O. 
(Fn. 5), 182 ff.;  Lappe, a.a.O. (Fn. 5), 177 ff.;  Cordes,  a.a.O., 75 ff.;  OLG Köln BB 
1993, 1387 - Vertrieb von Produkten bei vorschriftswidriger  Nutzung genehmigungs-
pflichtiger Anlagen. 

8 So GroßkommJLindacher,  § 3 UWG Rd. 709. - Ihm folgend: OLG Frankfurt  am 
Main NJW-RR 1994, 676, 677 - Werbung mit Umweltfreundlichkeit. 
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Was nicht - oder nur eingeschränkt - beworben werden darf,  entzieht sich der 
Kenntnisnahme der Marktteilnehmer und damit dem Marktgeschehen, was 
von Rechts wegen angepriesen werden darf,  hat Aussicht, vom Markt ent-
deckt, nachgefragt und aufgenommen zu werden. So besehen wirkt das - hier-
zulande häufig geforderte  und ausgesprochene - wettbeweibsrechtliche Verbot 
umweltbezogener Produkt- und Unternehmenswerbung auf der Grundlage der 
§§ 1 und 3 UWG einer Förderung von umweltorientierten Produkten, Dienst-
leistungen, Unternehmenskonzepten, Unterstützungsangeboten, Sponsoring-
maßnahmen etc. geradewegs entgegen; seine Begründung  ist  eine ökologisch 
kontraproduktive9. 

Das Anliegen dieser Darstellung ist der Versuch einer Auslegung wettbe-
werbsrechtlicher Normen unter dem besonderen, wenn auch nicht ausschließ-
lichen Gesichtspunkt einer mittelbaren Einflußnahme von Werbung auf die 
Förderung umweltfreundlicher  Produkte und Dienstleistungen. Es fragt sich, 
inwieweit das deutsche Wettbewerbsrecht nicht nur imstande, sondern sogar 
verpflichtet  ist, im Rahmen der lauterkeitsrechtlichen Bewertung umweltbezo-
gener Werbung das Kriterium einer ökologischen Ausrichtung des Wirt-
schaftsprozesses zu berücksichtigen und in das Unwerturteil mit aufzunehmen: 
Ist die ökologische Ausrichtung des Produktions- und Konsumtionsprozesses 
Bestandteil des sog. "LeistungswettbewerbsM ? Kann man die Frage nach der 
Lauterkeit von Werbung zugleich als eine Frage nach der ökologischen Sinn-
haftigkeit von Werbung verstehen, nach dem Motto: "Was bringt Werbung für 
den Wettbewerb - und was für die Umwelt"10? Ist es Aufgabe des Wettbe-
werbsrechts, Produktion, Vertrieb und Verbrauch - und damit den Wettbewerb 
als solchen - in einer ökologisch orientierten Weise zu steuern? 

Angesichts solcher Fragen ergeben sich Bedenken, ob das Institut des Lau-
terkeitsrechts und die Institution der Werbung nicht als ein Instrument der 
Förderung, ja der Erziehung des Marktes im Hinblick auf eine umweltfreund-
liche Produktions- und Konsumtionsweise mißverstanden zu werden drohen. 
Widerspricht ein ergebnisorientierter  Untersuchungsansatz wie der hier ge-
wählte nicht der Vorstellung vom Wettbewerb als einem im Hinblick auf das 
konkrete Ergebnis offenen  "Entdeckungsverfahren"11? Köhler meint, es sei 

9 Vgl. auch Lindacher,  Umweltschutz in der Werbung - lauterkeitsrechtliche Pro-
bleme, in: Marburger/Reinhardt/Schröder  (Hrsg.), Umweltschutz und Wettbewerb, 
1997, 67,71. 

10 Heisig,  Umweltprobleme - Gift für die Werbung?, MA 1987, 8, 11, stellt für die 
sog. "Öko-Werbung" den Grundsatz auf, diese müsse "die Stabilität des Öko-Systems 
sichern helfen." 

1 1 Vgl. von Hayek,  Der Wettbewerb als Entdeckungsverfahren,  1968. 




